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V « ,us » pre1 » : vierteljährlich rb durch die ün Gebiete der deutschen Postvertvaltung, Briefträgergebichr eingcrecknet . S ^ ltS » — Einzelnummer 10 — « nzeigengebühr : die 7mal gespalteuePetitzeile »der deren Raum SO ^ zuzüglich SV °/» Teuerungszuschlag. Briefe und Gelder frei. Bei Wiederholungen tariffcstcr Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und «ertvrigert werden kann, wenn nicht binnen vierLochen nach Empfang der Rrchuung Zahlung erfolgt. Bei Klageerhebuog, zwangsweiser Beitreibung und Konkursverfahren Mt der Rabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Falle von hijherer Gewalt, Streik, Sperr «,« usfpttrung , M- schiuenbruch, Betriebsstörung im eigenen Betrieb« oder in denen unserer Lieferanten hat der Inserent kein« Ansprüche , fall» die Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange oder nicht erscheint. — Fürtelephonische Abbestellung von » n,eigen wird kein« Gewähr übernommen. — Unverlangt« Drucksachen uud Manuskript« werde« nicht zurückgegeben und es wird keinerlei Brrvflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen.

Das MUcbtigste.
„Enthüllungen im pariser Kriegsrat .
* Das „Hamb. Fremdenblatt " meldet aus Genf : „Wie der

Pariser Korrespondent der „Rewyork Times " erfährt , führten
die Verhandlungen in Paris über das Schicksal der deutschenKolonien im Stille « Ozean zu der für Wilson und China
überraschenden Entdeckung, daß Anfang 1917 zwischen Japan ,Frankreich, England uud dem russische « Zaren sowie Italienein Geheimvertrag abgeschlossen wurde» wonach sämtliche nörd¬
lich vom Äquator liegenden deutsche « Inseln im Stillen
Ozean Japan zugesprochen werde« sollen. Diese Mitteilung
verursachte in der Sitzung großes Aufsehen. In der gleichen
Sitzung brachte Makino einen weiteren Geheimvertrag zur -
Kenntnis» der England » Frankreich und Italien verpflichtet»die japanischen Ansprüche auf Hongkong zu unterstützen .

Die deutsche Abordnung in Versailles .
* Die Ankunft der deutschen Beamten , die in VersaillesQuartier für die deutschen Friedensunterhändler besorgen so!-len, ist ohne den geringsten Zwischenfall verlaufen . Der Extra ,

zug, der von Greil kam und am Samstag vormittag 9 Uhr im
Bahnhof Versailles einlief , bestand aus einer Staatslokomotiveund einem deutschen Wagen erster Klaffe, an dem die deutscheInschrift „Bestellt für deutsche Delegierte " angebracht war . DerBahnhof war unauffällig durch unbewaffnete Soldaten besetzt .Als der Zug eingelaufen war , ging Oberst Henry auf den Wa¬
gen zu . Der Führer der deutschen Mission, Freiherr von Lerch-ner, stieg als erster aus . Es gab eine korrekte Begrüßung .Dann stellte Lerchner seine Mitglieder dem Obersten Henry
( Chef der französischen Militärmission ) vor, worauf die Leiter ,fahrt im Automobil nach dem Hotel erfolgte . Einige Neugie-
rige hatten sich angesammelt , aber kein Ruf wurde laut .Die deutsche Delegation ist gestern nachmittag vom Pots¬damer Bahnhofe in Berlin in zwei Zügen um 3 .15 Uhr und8.32 Uhr nach Versailles abgefahren .

Der Park von Versailles wird während der Friedensverhand .
lungen , die ziemlich lang dauern werden» für das Publikum
nicht völlig geschloffen sein . Den deutschen Delegierten find60 Hektar reserviert . Die Delegierten werden sogar das Rechthaben, in die Stadt auszugehen , „aber mit diskreter Beglei .tung, um jeden Zwischenfall zu vermeiden ".

„Temps " ist der Meinung , dah der Rat der Regierungschefsdie Prüfung der Bedingungen des Vertrages mit Deutschlandln zwei bis drei Tagen beendet haben könnte. In Konferenz¬kreisen wird erwartet , daß der Text am Freitag » spätestens amSamStag der deutschen Delegation übergeben werden kann.Am Tage vorher wird der Text in einer geheimen Borversamm -lung den Vertretern der 21 alliierten und assoziierten Mächte- ur Kenntnis gebracht werden.

Sozialistische Kundgebungen in Paris .
* Der Nieuwe Rottervamsche Courant " meldet aus Paris :In Paris fanden am gestrige» Don»tag 9 Versammlungender Sozialisten statt, die für die Wllsvnfchen Fricdecksthesendemonstrierten und Zustimmungsresolutionen an den Präsi¬denten Wilson beschlossen.

Kamerun für Deutscblsnd .
* Wie die Berliner „Politischen Nachrichten " aus zuverläs¬siger Quelle erfahren » hat eine Abordnung englischer Offizierein Kamerun bereits sämtliche Häuptlinge befragt » welche Ra¬tion sie als Schutzmacht habe« möchten . Die Eingeborene « ba-te» inständig «m Entfernung der Franzosen aus Kamerun . DieMehrzahl sprach sich für eine deutsche Besetzung ausl

Mene Unruhen in Aegypten .
* Der Mailänder „Secolo" meldet : Die britische Regierungverkündete in Kairo, daß dH Pariser Konferenz das ProtektoratEnglands über Ägypten anerkannt habe. ES sind daraufhinneue schwere Unruhen in verschiedenen Teilen des Landes anS-«ebrochen. Die Stimmung der Eingeborenen gegen de Brite «»st sehr gereizt. ,

Einstellung der Demobilisierung lu
England .

. Die „Preßins ." meldet lt. .̂B. P ." ans London : In Eng »m die Demobilisierung fast ganz eingestellt worden", da
» unvorhergesehenen Ereignisse in Ägypten, in Indien

Es n . große Massen englischer Truppen benötigt werden ,stnd gegenwärtig noch über 2ZH Millionen englischer Solda -^ Dienst. Nach einer Mitteilung Churchills wird dieseo »yl vorläufig keinesfalls verringert .
Die Forderungen der Kriegsbeschädigtenund Kriegshinterbliebenen genehmigt .

vereinigten Verbände der Kriegsbeschädigten «nd
den t,^ *

Ü^ .
E ^ k>enen hatten dem Reichsministerium Beschwer-

des und Vorschläge unterbreitet . Der Präsident
einer» A^""

.
"isteriums hat auf ihre sechs Forderungen in

Krienst^ r dem Reichsbund der Kriegsbeschädigten und" negstmlnehmer folgendes geantwortet : ,
v

^ Die Regierung ist unausgesetzt bemüht , trotz der ungeheuren
>z Schwierigkeiten der Materie den von ihr gegebenen Verspreche «nachzukommen. Ich will nur erinnern an die erhöhten Teue¬

rungszulagen . an 8aS große Reformwerk der militärischen Ver-
sorgungsgerichtsbarkeit und an die gesetzliche Regelung der
Kriegsbeschädigten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge , die die
praktische Mitarbeit der Kriegsbeschädigtenund -Hinterbliebenenauf dem ganzen sozialen Arbeitsgebiet mit sich gebracht hat .Über den gegenwärtigen Stand der Arbeiten und die nächstenAbsichten und Aufgaben der Reichsleitung, die sich mit den vor-
getragenen Wünschen der Kriegsteilnehmer und -Hinterbliebe¬nen in allen Punken begegnen, möchte ich an Hand der borge-
legten Eingaben folgendes bemerken:

Zu 1 ) : Die Reform der Militärversorgungsgesetze wird mitder grüßten Beschleunigung durchgeführt werden. Hierbei wer .den die Kriegsbeschädigten- und Hinterbliebenen-Organisatione «
zur Mitarbeit herangezogen werden. Auch sollen Kriegsbeschä¬digte bei den Verwaltungsarüeiten der Versorgungsstellen mit -
wirken.

Zu 2) : Bis zum Inkrafttreten dieser Gesetze werden alle ver-
sorgungsberechtigten Militärpersonen der Unterklassen und der
Hinterbliebenen Mitwirken. Vom 1. Juni 1919 ab laufen mo¬
natlich zahlbare Teuerungszulagen und Gebührnisse und zwarin Höhe von 4V Prozent auf alle laufenden zahlbaren Monats¬
bezüge (Renten , Kriegsverstümmelungen und die diesen ent¬
sprechenden Zulagen , ferner Zuschläge , Unterstützungen und Zu .
Wendungen) und auf die Gebührnisse, die nach dem Kapital ,
abfindungsgesetz einer Kapitalabfindung zugrunde gelegt sind.

Außerdem wird verfügt werden, daß zunächst auf die Dauer
eines Jahres von jeder Herabsetzung oder Entziehung von Ber-
forgungsgebührnissen im Verwaltungswege abzusehen ist. Ein
Entlafsungsanzug soll den versorgungsberechtigten Kriegsbe¬
schädigten. die zwischen dem 1. Juli 1915 und dem 9. November
1918 entlassen sind , nach den Bestimmungen, wie sie für die
nach dem 9 . November 1918 entlassenen Militärpersonen er-
gangen sind , unter folgenden Voraussetzungen gegeben werden :
In Gemeinden mit weniger als 50 000 Einwohnern , wenn der
Betreffende weniger als 3000 in Gemeinden von 50 000
bis 100 OM Einwohnern , wenn der Betreffende weniger als
4000 M . und in Gemeinden mit mehr als 100 OM Einwohnern ,wenn der Betreffende weniger als 50M M . steuerpflichtigesEinkommen besitzt. Zur Bemessung der Einwohnerzahl stnd
Nachbargemeinden dann zusammen zu fassen , wenn sie ein ein .
heitliches Wirtschaftsgebiet darstellen.

Die Ausgabe wird bei dem augenblicklichen Rohstoffmangel
nur allmählich erfolgen , dagegen kann die festgesetzte Geldbe¬
willigung auf Wunsch unverzüglich auSgezahlt werden . *

Zu 4) : Die Vorarbeiten zu der gesetzlichen Regelung eines
wirksamen Einstellungszwangrs sind abgeschlossen und die Ein .
ladungen an die zuzuziehenden Kriegsbeschädigtenverbände er-
gangen.

Zu 5) : Die Reichsleitung ist gern bereit, irgendwelche Anre -
gungen wegen der Wohnungsfürsorgr entgegenzunehmen und
sie einer eingehenden Prüfung unterziehen zu lassen. Auch
hier sollen die Verbände der Kriegsbeschädigten und Kriegs .
Hinterbliebenen zur Mitarbeit herangezogen werden.

Zu 6) : Für die soziale.Kriegsbeschädigten - und Hinterbliebe ,
«enfürsorge — und zwar sowohl für ihre praktischen Aufgaben
als auch für ihre Einrchtung — werden ausrechende Reichs¬
mittel zur Verfügung gestellt werden.

Zur Bestreitung der in 2, 3 und 6 erwähnten Verbesserungen
im Bersorgungs - und Fürsorgegebiet stellt die Reichsleitung
trotz der bis zum äußersten angespannten Finanzlage sofort
den Betrag von 399 Millionen Mark zur Verfügung .

Weitere Ausdehnung der Spartskisten¬
herrschatt ln Bayern.

» Die Spartakistenherrschast in Bayern hat, wie verschie¬denen Morgenblättern berichtet wird, eine weitere Ausdeh¬
nung erfahren . Auch der berühmte oberbayerische Wallfahrts¬ort Altötting ist in die Hände der Spartakisten gefallen. Man
befürchtet, daß die kostbaren Klosterschätze, sowie die Reliquien
großen Schaden erleiden können . Lebensmittel werden aufdem Lande fortwährend requiriert . Die Ortswehren von
Garnisch und Partenkirchen haben, wie berichtet wird, bei Far¬
chant Schützengräben ausgeworfen und legten in dem Ge¬
lände eine Falle für spartakistifche Automobile an, die mit
starker Besatzung aus München kamen .

Erfolge der Keglerungstruppen .
* Nach den neuesten Meldungen aus Bayern ist die Gloun -

LinD im Besitze der Rrgiernngstruppen . PeterShause « und
Allershausen find von RegirrnngStruppe « besetzt» ebenso Alt-
ötttug, Neuötttng «nd Sonthofen.

Eine große Freiwilligen -Abteilung von Militärfliegern » die
sich als Kampfflieger bereits im Felde bewährt hatten » ist unter
Führung von Hauptman « Schlicken von Hannover mit Kampf¬flugzeugen nach Bayern geflogen , «m dort au den Kämpfen- egen die Spartakisten teilzunehmen. >.

Mroblenmangelund VerkehrselnsteUungen
ln Württemberg .

* Wegen Kohlenmangels wird am Donnerstag den 1. Maiund am Sonntag den 4. Mai der Personenverkehr auf sämt¬lichen württembergischen Staatsbahnstrecken ruhen . Am Fre >tag den 2 . Mai , SamStag den 3. MÄ und am Montag den 5cMai verkehren die Personenzüge wie sonst an den Werktagen . >

Uaukostenzuscbüsse .
** Vom Arbeitsministerium wird uns geschrieben :
Der AuSgang des Krieges hat auch die Bautätigkeit und

Baulust stark beeinflußt ; hatte man während des Krieges daund dort noch daran gezweifelt, ob ihm eine Wohnungsnotfolgen werbe, so haben inzwischen die Tatsachen in deut-
licher Weise gesprochen . In den 4)4 Jahren des Krieges ist
Friedenszeiten gegenüber ein Fehlbetrag an Wohnungen vonetwa 5- bis 6M0 im Jahre aufgetreten , so daß man heutevor einem Gesamtfehlbetrag von 25 MO Wohnungen steht,darunter der größte Teil Kleinwohnungen. So lange man
auf einen günstigen Ausgang des Krieges hoffen durfte , war
auch die Hoffnung auf ein baldiges Wiederaufleben der Bau¬
tätigkeit berechtigt; der Ausgang des Kriegs hat es indessenanders gewollt. Die Baupreise, die seit 1915 von Jahr zuJahr gestiegen waren und Ende 1918 eine ganz außergewöhn¬
liche Höher erreicht hatten , find inzwischen noch nicht gefallen.Wann und wie sie sich ändern werden, steht heute noch dahin ;
sie werden umso bälder wieder zurückgehen , je eher Rohstoff«aus dem Auslände kommen und im eigenen Land wieder
geregelte Verhältnisse einkehren.

Trotz des Fehlbetrags an Wohnungen konnte bei der außer¬
ordentlichen Verteuerung des Bauens , die Baulust nicht ein-
setzen , es bedurfte eine- besonderen Anreizes, sie zu beleben.Seit Sommer 1918 fanden Besprechungen der Bundesstaatenunter sich und mit dOi ReichÄbehörden statt, in welchen Mittel
und Wege zur Abhilfe erwogen wurden . Das Ergebnis sind
die Bestimmungen des BuickesratS über die Gewährung von
Baukostenzuschüssen aus Reichsmitteln (Karlsruher Zeitung
vom 23 . November 18) und anschließend daran die Richtlinien
über die Gewährung von Baukostenzuschüssen zu Wohnungs-
bauten für den Volksstaat Baden (Karlsruher Zeitung vom
25. Februar 19) . Der weite Kreise , namentlich Bauherren
oder Unternehmer , aber auch die Allgemeinheit der Wohnungs¬
suchenden und Wohnunggebenden, interessierende Inhalt der
badischen Richtlinien ist kurz folgender:

Die Baukostenüberteuerung wird nur für die Beschaffung
von Wohnungen gewährt , die als Klein- oder MittMpohnun -
gen gellen können, und nur für die Gebiete oder Gemeinden,
in denen ein dringendes Bedürfnis nach solchen Wohnungen
besteht. Die Zuschüsse werden Gemeinden, gemeinnützigen
Baubereinigungen und privaten Bauherren gewährt. Da

heute weder Gemeinden noch Private oder Baugenossenschaf¬
ten aus eigenem Antrieb und eigener Kraft Wohnungsneu¬
bauten erstellen können, weil ihnen die große Überteuerung
eine angemessene Verzinsung des im Bau angelegten Kapi¬
tals nicht sichert, soll ihnen der Gesamtmehrbetrag, soweit ihn
die eingehenden Mietbeträge nicht decken , aus Reichs-, Staats¬
und Gemeindemitteln voll ersetzt werden. Die Höhe dieses
Betrags muß an Hand des Einzelfalls errechnet werden, wo¬
bei Zeit und Ort der Ausführung , Lage, Größe und Neben¬
kosten eine Rolle spielen. Der durch die eingehenden Miet-
erträgniffe gedeckte Kostenbetrag wird als Ertragswert
bezeichnet. Die Höhe des Mietertrags wird vom Bauherrn
bestimmt und von der Gemeinde geprüft. Der Mietzins soll
dem Betrag entsprechen, der für gleichartige Wohnungen am
Ort bezahlt wird . Ist z. B. der Gesamtmietertrag eines Hau¬
ses auf rund 1000 M . festgesetzt, so entspricht er bei einer
7prozentigen Verzinsung einem Kapital oder Ertragswert von
14 280 M . ; betragen die wirklichen Baukosten 32 OM M ., so
erhall der Bauherr den Unterschied zwischen Ertragswert und
Herstellungskosten als Zuschuß , also 17720 M.

Die Gewährung des Baukostenzuschusses wird an folgende
wichtige Bedingungen geknüpft: Der Bauherr und sein Rechts -
Nachfolger ist für die Dauer von 15 Jahren verpflichtet , die
Mieten nur mit Zustimmung des Gemeinderats festzusetzen ,
daS Grundstück samt Bauten ohne Zustimmung des Gemeinde-
ratS nur zu Wohnzwecken zu vermieten, die Bauten nur mit
Genehmigung des Gemeinderats zu veräußern und kinder¬
reiche Familien und Familien von Kriegs -
teilnehmern und Kriegsbeschädigten , so,wie
der im Krieg Gefallenen als Mieter Vorzugs -
weise zu berücksichtigen .

An den Baukostenzuschüssen nimmt das Reich mit 50 Pro¬
zent , Staat und Gemeinde mit je >̂ 5 Prozent teil . Der
Reichszuschuß wird ansbezahlt , sobald die Ausführung des
Baus und die auferlegten Verpflichtungen erfüllt sind ; der
Staats - und Gemeindezuschutz soll bei ordnungsmäßigem
Fortschreiten des Baus auf Vorlage von Belegen über die auf¬
gewendeten Baukosten noch vor Fertigstellung des Baus ein
Teilbeträgen ausbezahlt werden. Die Zuschüsse werden in
baren , in der Regel nicht rückzahlbaren, unverzinslichen Be¬
trägen gewährt . Auf Umbauten , welche die Herstellung
neuer Dauerwohnungen bezwecken, finden die Bestimmungen



ebenfalls Anwendung . Die Gemeinden werden in de? Er¬

kenntnis , daß die Besserung der Wohnungsverhältnisse auch

von ihnen Opfer fordert , die zur Behebung ihrer Wohnung»»

not notwendigen Schritte sofort einleiten .
Wer Baukostenzuschüsse erhalten will, reicht die Baupläne

wie für die baupolizeiliche Behandlung in doppelter Ausferti¬

gung bei der Gemeinde ein ; den Bauplänen werden die amt¬

lichen Fragebogen beigelegt, di« von der Gemeinde oder der

Braunfchen Hofbuchdruckcrei Karlsruhe für 33 Pf . bezogen wer¬

den können . (Bei dieser Druckerei sind auch Fragebogen mit

zahlenmäßig ausgerechneten Beispielen zum gleichen Preis zu

erhalten .) Macht dem Bauherrn die Beantwortung der Fra -

gen Schwierigkeiten, so wird ihn die Gemeinde »wer der Be«

zielsbaukontrolleur beraten . Me Gemeinde reicht mit ihrer

Äußerung zu dein Baukostenzuschutzgesuch das ganze Bauvor¬

haben beim Bezirksamt ein ; die Städteordnungsstädte legen die

Gesuche unmittelbar dem Arbeitsministerium vor, welches über

die Gesuche grundsätzlichund nach der Höhe des Zuschusses ent¬

scheidet und prüft , ob das Bauvorhaben nach der gesundheit-

lichen und wirtschaftlichen Seite eines Zuschusses würdig ist.

Baupläne , die in ihrer Grundlage schon ganz verfehlt , also etwa

im Grundriß oder Aufbau unrationell oder unsachgemäß find,

selten nicht durch Zuschuß gefördert werden . Wer darum einen

Zuschuß erwartet , wird sich zweck,näßig von vornherein eines

guten Sachverständigen versichern . —

Reich , Staat und Gemeinde bringen mit diesen Zuschüssen

zue Behebung der Wohnungsnot gewaltige Opfer ; mögen diese

bei Wrhnunggebendcn und Wohnungnehmenden gerechte Wür¬

digung finden , zu neuen Taten anregen und dazu beitragen ,

daß die Rot der Zeit auch auf diesem Gebiet bald behoben

Wird.
(Wer sich für Einzelheiten interessiert , kann die „Richtlinien"

von der Braunschen Hofbuchdruckerei Karlsruhe beziehen; sie

find auch als Sonderdruck der Karlsr . Ztg . Nr . 48 v. 3b. hl . IS

erschienen und werden in der nächsten Nummer der Bad . Hand¬

werkerzeitung . Blatt ..Heimat und Handwerk", veröffentlicht.)

poltttscbe Meberstcbt
Die Verwertung von IKeicbsgrundbesitz.

* Aus Berlin wird lt . W . T.L- . gemeldet:
Der Grund und Boden, der von Heer und Marine während

des Krieges erworben wurde und nunmehr entbehrlich .wird,
beläuft sich auf Tausende Hektar Landes, die cm zahllosen
Stellen des Deutschen Reiches liegen. Mese ungeheuren, , teil -

weise überbauten Flächen find vom RejchSschatzminifterium
( Abteilung hl Immobilien , Berlin , Friedrlchstraße 68) unter
Berücksichtigung wirtschaftlicher, sozialer und finanzieller Ge-

fichtspunkte zu verwalten und zu verwerten .
Vielfach haben die früheren Eigentümer , durch die Verhält¬

nisse gezwungen, häufig im Wege der Enteignung , einen Teil

ihres Grundbesitzes Mieten müssen , so daß eine Gefährdung
ihres landwirtschaftlichen Betriebes eingetreten ist und sie ihre
vorhandenen Ställe Scheunen und dergl . nicht mehr voll aus -

nutzen konnten. In solchen Fällen verlangt es die Gerecht,«,

keit und das Interesse der Allgemeinheit an der möglichsten
Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion , daß den Bor«

eigentümern hie Möglichkeit gegeben wird , ihr früheres ! Eigen¬

tum zurückzuerwerben. )
Ein großer Teil des Geländes eignet sich nach seiner Lage

in Städtecklrnd Fabrikorten oder wegen völliger ErtragSlosig.

keit nur zu gewerblichen Niederlassungen mit Wohnkolonien.
Seine Verwertung wird schwierig sein und nur allmählich vor

sich gehen können.
Der Grund und Boden, der für ländliche Siedlungen in Be¬

tracht kommen kann, soll in erster Linie gemeinnützigen Sied ,

lungsgesellschaften gegeben werden . Dabei wird im landwrrt -

fchaftlichen und finanziellen Interesse im Allgemeinen der Weg
des Verkaufes zu wählen, im Kaufverträge aber seitens des

Reichs dahin zu wirken sein, daß die Siedlungsgesellschaften
ihrerseits das Gelände zu Erbbaurecht an Kleinsiedler weiter«

geben, eine Übervorteilung der Kleinsiedler vermieden und

jede Bodenspekulation ausgeschlossen wird . Auch wird das

Reichsschatzministerium nach Diüglichkeitz den gemeinnützigen
Eiedlungsgesellichaften günstige Kaufbedingungen gewähren.
Würde das Reich selbst im Wege des Erbbaurechts oder der Der«

Pachtung reichseigenes Gelände abgeben, so würde die Verwal¬

tung einen so großen Überwachungsapparat in der Provinz
und an den einzelnen Orten bedingen, daß nicht nur die ein¬
kommenden Erbbau - und Pachtzinsen verschlungen würden , son¬
dern für eine solche Verwaltung auch noch besondere Etatmittel
laufend erforderlich würden . Außerdem würde eine solche
Maßnahme dem Streben der Reichsverwaltung widersprechen,
den Behördenapparat möglichst zu vermindern .

Die vorstehenden Ausführungen können mcht als Grundsätze
angesehen werden , die starr anzuwenden find, sondern dürfen
nur als Richtlinien dienen ; das allgemeine Wohl fordert viel,
mehr , daß in jedem Einzelfall möglichst den sich widerstreiten¬
den Interessen Rechnung getragen wird.

Die Mätewirtschatt in München .
* Die „Nürnberger Zeitung " meldet zur Lage in München

u . a . : Die Mitglieder des Vollzugsrats Toller und Kliugelhöfer
haben ihren Posten in der Militäroberleitung niedergelegt und
Menges sein Amt als Volksbeauftragter der Finanzen . Die
Finanzverhältnisse der Räterepublik sind katastrophal. Um
dem in den Staatsbanken und Staatskassen herrschenden
Mangel an Zahlungsmitteln abzuhelfen, ist die Verfügung
ergangen , daß sämtliche Tageseinnahmen der großen Betriebe ,
wie Fabriken , Kaffeehäuser , Theater , Kinos usw . durch die
Betriebsräte im Beisein der Besitzer bei den Banken einzu»
zahlen sind . Außerdem sind sämtliche Wohnungs - und Pacht¬
zinsen vom 1 . bis 10. Mai auf das Konto einer Bank ein¬
zuzahlen . Die Vorausbezahlung von Gehältern ist strengstens
verboten .

Die Schätzung der Roten Armee auf 60 000 Mann ist stark
übertrieben . Von mehr als 30 000 Arbeitslosen haben sich
nur 2000 zur Noten Armee gemeldet. An Mehl und Kunst¬
honig sind riesige Bestände vorhanden , doch fehlt es an Fleisch .
DieeEinwohnerschaft Münchens ist lediglich auf Mehl angewie¬
sen . Die Betriebe sind genötigt, infolge Kohlenmangels die
Werteerzeugung einzustellen. Dadurch werden weitere 10 OVO
Arbeiter brotlos . Der Finanzminister Männer erklärte , daß
in der kurzen Spanne der Nnterepnblik vom Staate mehr

Geld verausgabt worden sei, als van ändere » Regierungen .
Er ist mit den Rnffe« in Differenzen geraten , weil er sich

'

weigerte, die Schlüssel zu den SafrS auSzuliesern . Me Rnffe«
woüten die dort liegenden Juwelen nnd Wertpapiere beschlag¬
nahme«.

Da die Notenpresse von der Regierung HosfmannS in Sicher¬
heit gebracht worden ist, versucht die Regierung die Herstellung
von Note« auf photochemischem Wege. Die Zeitungen er¬
scheinen heute wieder, die bürgerlichen unter Vorzensur . Die
Buchdrucker haben erklärt , sie würden sämtlich die Arbeit ein¬
stellen, wenn den bürgerlichen Blättern das Erscheinen nicht
gestattet würde . Große Sensation rief die Mitteilung eines
Polizeibeamten hervor , daß im Paßamt Formulare für Aus¬
landspässe gestahle » worden seien. Die Auslandspässe hat das
Revoluttonstribunal für seine Mitglieder gefordert und der
Vollzugsausschuß hat unter schweren Drohungen die Ausliefe¬
rung der Pässe bedangt .

Vom IKeicbsverband der deutschen
Presse .

* Der Reichsverband der Deutschen Presse hielt am Sonntag
in Berlin eine Delegiertenversammlung ab, die aus Berlin und
allen Teilen des Reiches zahlreich besucht war . Nach ein¬
gehender, den ganzen Tag ausfüllender Verhandlung wurde
der grundlegende Paragraph der neuen Satzungen angenom¬
men, nach dem der Reichsverband seine Umbildung in eine ge¬
werkschaftliche Organisation vollzieht. Die Beratungen werden
am Montag fortgesetzt.

Mcitere Verkehrselnschränknng .
* Tic EiseiibahnLirektion Mainz kündigt für das Wochen -

ende aus Kohlenmangel die Einstellung aller Perfonenzkge
in dem unbesetzten Teil des Gebiets der Bergstraße und des
Odenwaldes an .

Kadtscber Teil .
* * Wegen der infolge des Krieges tzortbesteihenüen und

verschärften Verteuerung der Fuhrhnltung
werden mit Wirkung vom 1 . Mai d ; I . bis auf weiteres
bei den badischen Gepäck - und Exprstzgutbe »

stättereien die seitherigen Gebühren für Zustellung
und Abholung von Expreßgut um 50 v . H . erhöht.

Die Erhöhung der Gepäckbestellgebühren
beträgt bei Stücken Wer 26 lc§ ebenfalls 50 v . H., bei
kleinerem Gepäck 25 v. H.

Die für jede Station maßgebenden Gebührensätze für
die Expreßgutbeftellung find durch Anschläge an den
Ekpreßgutschaltevn bekannt gemacht. Außerdem ist das
Bestättereipersonal gehalten , bei den Bestellgängen den
Gebührentarif rmtzuDhren und auf Verlangen vorzu-

seigen . _ _
* Das österreich -ungarische Konsulat in Karlsruhe stellt als

solches mit 30. April d . I . seine Tätigkeit ein . Ab 1 . Mai d.
I . wird in Karlsruhe ein deutschösterrcichischeS Konsulat er¬
richtet. Der Amtsleiter des österreichisch- ungarischen Konsu¬
lates , welcher dasselbe während der letzten 4 )4 Jahre geleitet
Lat, Herr Zawrzel , wurde zur Disposition gestellt. Zum Leiter
des deutschösterreichischen Konsulates wurde Herr Engel (früh ,
in Antwerpen ) bestellt.

Line Ikundgebung der bad. Volksvvedr.
* Wie uns soeben mitgeteilt wird, hat die Delegiertenver -

sammlung der badischen Bolkswehr, an der unter anderm der
Staatspräsident Geiß teilnahm , am 16 . April d. I . in Karls¬
ruhe einmütig folgende Kundgebung an die Regierung beschlos.
sen:

«Die badische Volkswehr hat die Aufgabe, den durch die Ber -
sassung geschaffenen Freistaat gegen jeden gewaltsamen An-
griff , komme er von welcher Sette er wolle, zu schütze» . Mt -
glied der Bolkswehr kann daher nur sein, wer sich verpflichtet,
ungeachtet seiner politischen Überzeugung , bedingungslos für
Aufrechterhaltung der Ruhe , Sicherheit und Ordnung und für
Bekämpfung jeglicher Gewalt einzusetzen.

Restlos steht die Bolkswehr hinter dem badischen Volk und
seiner Regierung .

"

Die Msbl der Vezlrksräte und Ikreis-
sbgeordneten .

Wie bereits bekannt, finden gleichzeitig mit den Gemeinde.
Wahlen auch die Wahlen der Bezirksräte und KreiSabgeord-
neten statt. Me Wahlordnung für diese Wahlen ist nunmehr
vom Ministerium des Innern herausgegeben worden . Me
wesentlichste « Bestimmungen sind folgende : Wahlberechtigt sind
dieselben Personen wie bei den Gemeindewahlen , die Wähler ,
liste für letztere gilt also auch für Bezirksrats - und Kreisab¬
geordnetenwahlen . Wahlkreise find die Amtsbezirke. Me An-
zahl der auf jeden Amtsbezirk entfallenden Bezirksrats - und
Kreisabgeordneten wird noch festgesetzt und bekannt gegeben.
Der Amtsvorstand fordert aus , bis zu eurem gewissen Zeitpunkt
getrennte Wahlvorschlagslisten, also eine für Bezirksräte und
eine für die Kreisabgeordneten einzureichen . Jeder Wahlvor¬
schlag muß von 6 im Wahlkreise wahlberechtigten Personen un¬
terschrieben sein u . muß mindestens 6 Namen enthalten : mehr
Namen als Bezirksräte und Kreisabgeordnete zu wählen sind ,
dürfen auf den Liften nicht angegeben sein . Me Stimmabgabe
findet für alle drei Wahlen (Gemeindeverorimete , oder Stadt¬
verordnete , Dezirksräte , Kreisabgeordnete ) gleichzeitig mittels
zweier Stimmzettel statt , die in einem Wahlumschlag abgege¬
ben werden. Der eine Stimmzettel enthält die Namen der zu
wählenden Gemeindeverorüneten (Stadtverordneten ) auf dem
zweiten sind in zwei Abteilungen mit den Aufschriften „Be¬
zirksräte " und „Kreisabgeordnete " die hierfür vorgeschlagenen
Personen zu verzeichnen. Auch der Stimmzettel für die Be.
zirksrats . und Kreiswahlen darf ebenso, wie der zu den Stadt -
verordneten -(Gemeindeverordneten -) Wahlen nur Namen
aus ein und derselben Vorschlaglsliste enthalten . Jeder Wäh¬
ler legt also im Jsolierungsraum des Wahllokals zwei Stimm¬
zettel in den Wablumschlag und gibt diesen Umschlag sodann
beim Wahlvorsteher ab, der ihn in die Wahlurne legt. Die
Verteilung der Sitze erfolgt auch bei den Wahlen der Bezirks¬
räte und Kreisabgeordneten nach dem Verhältniswahlver¬
fahren . Me Ausrechnung des Ergebnisses ist die gleiche wie
bei den Gemeindewahlen . In den Gemeinden , die den Ge¬
meinderat direkt wählen, also in den Gemeinden unter 4000
Einwohnern erfolgen die Bezirksrats - und Kreiswahlen zu¬

sammen mit den Mahlen der Gemeindeverordnetrn . In den
Gemeinden, die keinen Bürgerausschuß haben , also in Ge¬
meinden unter 200 Einwohnern erfolgt die Bezirksrats. und
Kreisabgeordneten Wahl zusammen mit den Wahlen der Ge-
meinderate .

Aus dem Gesagten exhellt, so schreibt die „B. P . E.", daß di«
Stimmzettel für .die Bezirksrat » - und Kreisabgeordneten ein
und derselben Partei für jeden Amtsbezirk die gleichen Namen
enthalten , während die Stimmzettel für die Wahlen der Ge-
meindevcrordnete » (Stadtverordneten ) selbstverständlich in jeder
Gemeinde verschieden sind . Stellt eine Partei - in einer Ge¬
meinde keine bestimmte Vorschlagsliste auf , so können ihre
Anhänger trotzdem bei den Bezirksrats - und Kreiswahlen den
Stimmzettel ihrer Partei abgeben. Sie tragen dadurch dazu
bei . daß die Partei , zu der sie sich zählen , wenigstens im Be-
zirksrat und in der Kreisversammlung eine entsprechende Ber-
tretung findet. — Wenn die Öffentlichkeit den Wahlen zur
Kreisversammlung bisher nM die nötige Aufmerksamkeit
schenkte, so batte dies wohl in erster Linie seinen Grund in dem
veralteten längst überlebten Wahlverfahren . Me große poli.
rische Umwälzung unserer Tage hat auch mit diesem Wahlrecht
aufgeräumt . Da ist nun zu hoffen, daß die Wählerschaft auch
diesen Wahlen jenes Interesse entgegenbringt , das sie bei der
Bedeutung dieser Körperschaften' für das Staatsganze vertue-
neu .

Landtagspräsident Ikopk über die
eventuelle Vereinigung mit Mürttemberg .
«> * In einer öffentlichen Versammlung zu Freiburg sprach
der Präsident des badischen Landtags , Abg . Kopf, auch über
die Frage eines Zusammenschlusses von Baden und Württem¬
berg. Er rechnet mit der Möglichkeit , daß bei einer Vereini¬
gung der beiden Länder Baden der verlierende Teil wäre .
Aus diesem Grunde möge in Württemberg auch inehr Ge¬
neigtheit für den Zusammenschluß vorhanden sein. Von ganz
anderen Gesichtspunkten wäre die Sache zu betrachten , wenn
sich der Verbindung auch andere Landesteile , z. B . die Pfalz
und das deutsch -österreichische Vorarlberg anschließen. Im übri¬
gen hält auch Präs . Kopf die Angelegenheit noch nicht für
spruchreif (wie dies bei der badischen Regierung der Fall ist) .

Ikonstanz als schweizerisch -französisches
Austauscb - Gbjekt.

Die imperialistische Presse Frankreichs kommt in dem Sieges ,
taumel , der auch heute noch große Teile der Bevölkerung des
Landes beherrscht, auf die ausschweifendsten Ideen . „Neuer .
dingS hat sie" so schreibt die «Bad . Landesztg ." „ ihr Augenmerk
auf den etwa 260 glem . großen Gebiet̂ ipfel von Pruntrut
(Porrentruh ) gerichtet, mit dem die Schweiz an ihrer Nord-
westgrenze jenseits des Mont Terrible , zwischen den Flüssen
Doubs und Allatne, nach Frankreich hineinragt . Meses Ge¬
biet müsse — so meint der französische General Mairot in
einem Aufsatz des Echo de Paris — jetzt an Frankreich fallen ,
nachdem es 1814 nur infolge des Einspruchs von Preußen dem
schweizerischen Kanton Bern zugeschlagen worden sei, anstatt
Frankreich angegliedert zu werden. Das letztere müsse die
heutigen günstigen Umstände benützen, um das Loch von Bel-
fort zu schützen, Las trotz der von der Schweiz loyal beobachteten
Neutralität der Gefahr einer Überrumpelung ausgesetzt bleibe,
wie ja General Fach im Frühjahr 1917 am Jura tatsächlich
auch umfassende Defensivmaßnahmen habe ergreife « müssen .

"

Wir könnten esZüglich den Schweizern überlassen , wie sie sich
mit dem französischen Gebietshunger abfinden , wenn der Ge-
neral Mattrot nicht die Liebenswürdigkeit hätte , der Eidge¬
nossenschaft als territoriales Ausgleichsabjekt u . a . auch ein
Stückchen decctschen Bodens „anzubieten " . Er glaubt die
Schweizer für die Annexion des Pruntruter Zipfels nämlich
mit dem Versprechen gewinnen zu können, daß sie durch die
Angliederung Vorarlbergs und der Stadt Konstanz entschädigt
werden sollten.

Daß dieser Vorschlag selbst den Schweizern nicht imponiert ,
zeigt eine Äußerung der „Neuen Züricher Zeitung " , die kühl
abweisend meint : „ Von einem Anschluß von Konstanz (an die
Schweiz) redet kein Mensch, weder in Konstanz noch in der
Schweiz"

, und so wird das Ganze wohl nichts weiter bleiben,
als ein charakteristischesExempel dafür , zu welchen Torheiten
der verstiegene Imperialismus siegricher Nationen führen
kann — nicht zum Vorteil dieser Nationen und des Ansehens,
das sie in der Welt genießen."

Der badische Rabnhok in Vasei .
In Schweizer Zeitungen wird immer noch Klage darüber

geführt , daß der Eisenbahnverkehr in der Schweiz, insbeson¬
dere d^e Verbindung der Zentralschweiz mit der Ostschweiz , noch
nicht genügend sei, angeblich wegen der von badischer Seite in
den Weg gelegten politischen Schwierigkeiten. We die „Bad .
Landesztg .

" von zuständiger Seite erfährt , liegen die Schwie-
rigkeiten , die bisher der Wiederaufnahme des Verkehrs ent-

gegenstanden, nicht auf badischer Seite . Es handelt sich , wie
bekannt, lediglich um wohlberechtigte Maßnahmen der deutschen
Regierung gegen die Verschleppung von Vermögenswerten in
die Schweiz. Es ist zu hoffen, daß die gegenwärtig noch schwe¬
benden Verhandlungen zwischen der deutschen und Schweizer
Regierung in kurzem zu einer allseitig befriedigenden Lösung
der strittigen Fragen führen .

Die pklege der Leibesüdungen an den
böberen Lehranstalten

Das Unterrichtsministerium ha^ bejtimmt , daß mit Beginn
des Sommertertials der lehrplamnäßige Turnunterricht an al -
len höheren Lehranstalten wieder auszunehmen ist. Infolge
der Unterernährung und des Ausfalls des Turnunterrichts
während der Kriegsjahre können nicht sofort wieder die lehr¬
planmäßigen Anforderungen der Friedenszeit an die einzel¬
nen Klaffen gestellt werden. Hier , so heißt es in einem Erlasse
des Unterrichtsministeriums , wird es Aufgabe der Turnlehrer
sein müssen , durch sorgfältigen Aufbau der Übungen die Mus -

kelkrast der Schüler (Schülerinnen ) erst allmählich wieder bis
zu der Höhe der früheren Leistungsfähigkeit zu steigern.
Außer den lehrplanmätzigen Turnstunden ist künftighin für
sämtliche Klaffen verbindlich ein Nachmittag, der nicht auf den
Samstag zu legen ist. für die Pflege des Turnspiels und der
volkstümlichen (leichtathletischen ) Übungen, des Manderns und
Schwimmens zu bestimmen. Ein Ausfall lehrplcmmäßiger Un.
terrichtsstilnden darf jedoch hierdurch nicht bedingt werden .
Auswärtige Schüler können von der Teilnahme am verbind ,

wichen Spielnachmittag zeitweilig entbunden werden . Me Bil¬
dung von Turn , und Sportvereinigungen von Schülern an den

einzelnen Anstalten ist zu gestatten und es ist ihnen durch
Überlassung von Spielaeräterx Unterstützung zu gewähren . Die
Beteiligung von Lehrern an derartigen Vereinigungen ist wün-

schenswert, jedoch so, daß den Schülern dabei däs Selbstver^
waltungsrecht gewahrt bleibt-



Lsnöeskontereriz d. sozlaldemokrstiscben
Partei Ladens .

Ji ^ arlSruhe fand gestern eine Landeskonferenz der sozial,
demokratischen Partei Badens statt . Zur Beratung stand lt.
. Bolksfreund" die Listigkeit der sozialdemokratischen Frakflon
st, - er badischen Nationalversammlung , die anerkannt wurde ,
der Bericht über sten »westen Berliner Rätekongretz, wobei man
« r Ablehnung de» Zweikammersystems kam, der Zusammen -
schlutz Württemberg » und Baden », den Referent Oskar Geck
defürwortete . U. o. wurden folgende Resolutionen einstimmig
angenommen :

I .
. Die sozialdemokratische Landeskonferenz erklärt ihr Ein¬

oerständniS mit der bisherige « Tätigkeit der sozialdemokra¬
tischen Fraktion der badischen Nationalversammlung .

Die Konferenz betrachtet die badische Verfassung vom 21 .
März ISIS, die Äädte . und Gemeindeordnung , sowie das Ber -
Waltuiigsgesetz als eine taugliche Grundlage für einen demokra-
tischen Ausbau der Republik Baden . Damit diese VerfaffungS-
gesetze Leben bekommen, ist es unbedingt erforderlich, datz di«
»erzopfte Bureaukratie des alten Obrigkeitsstaates aus allen
Gebieten der öffentlichen Verwaltung durch Männer ersetzt wrrd.
bie von demokratischem und sryialem Geist« erfüllt find.

Es wird weitere Aufgabe der Fraktion sein, gleichzeitig mit
dem demokratischenAusbau der Republik dafür besorgt zu fern,
datz auch in der Republik Baden die Sozialisierung der Zwerge
des Wirtschaftslebens , die dafür reis sind, in die Wege geleitet
wird , soweit dies im Rahmen der badischen Republik möglich rst.

Die Konferenz ersucht ferner dringend , datz die Fraktion allen
ihren Einflutz geltend macht, um ein« Beseitigung der uaerhSr -
Sen Wohnungsnot und um einen Abbau der LebenSmtttÄpreise
herbeizuführen .

"
n .

.Die Landeskonferenz der sozialdemokratischen Partei Ba¬
dens erklärt sich zu jeder Zeit bereit, zur Einigung des Proleta¬
riats die Han- zn bieten. Die Einigungsbestrebungen können
aber nur dann von Erfolg begleitet sein, wenn die Verhandlun -
gen nicht von Ort zu Ort über die Köpfe der Führer hinweg,
sondern von den maßgebenden Parteivertretungen aller in
Frage kommende» Parteien geführt werden .

"

Jahresversammlung des badiscben pbllo .
logenverelns .

» Unter dem Vorsitz von Direktor Armbruster .Mannheim fand
am Freitag und Scanstag in Karlsruhe die Jahresversamm¬
lung des Badischen Philologenvereins statt , nachdem währen¬
des Krieges die Jahresversammlungen ausgefallen waren .
Trotz der ungünstigen Verkehrsverhältnisse usw. war die Betei .
ligung überaus rege.

Die Tagung begann am Freitag vormittag in der üblichen
Weise mit Besichtigungen der Gemäldegalerie , der Lokomoti-
venwerkftätten der Maschinenbaugesellschaftund des Naturalien ,
kabinetts . Nachmittags wurden die Borversammlunigem der
Lehramtspraktikantrn und die Hauptversammlung der Mitglie -
der der Praktikantenkrankenkaffe abgehalten , während der Ge-
samtvorstand zu einer Sitzung zusammentrat . Am Abend der-
einigten sich die erschienenen Teilnehmer -n einem von den
AmtSgenoffen hier gebotenen BegrüßuugSabend , wobei Profes¬
sor Kistner ein« ernste gehaltvolle Ansprache hielt und Musik«
Vorträge usw. den Abend verschönten.

Am Samstag fand in der Goetheschule die den ganzen Tag
dauernde Mitgliederversammlung statt . Begrüßungsansprachen
hielten Geh. Hofrat Rebmann , Direktor Armbruster , Unter ,
richtsminister Hummel und Finanzminister Dr . Wirth . Dann
wurde der Jahresbericht erstattet . Grohes Interesse brachten
ine Anwesenden den sachkundigen Vorträgen entgegen , die Pro .
feffor Dr . Kinkel -KarlSruhe und Direktor Dr . Cramer -Achern
über die Einheitsschule hielten . Nach der Mittagspause erfolgte
eine anregende und fördernde Aussprache, worauf Lehramts¬
praktikant Dr . Tuttlingen von Mannheim über die Lage der
Lehramtspraktikanten berichtete.

Im weiteren Verlaufe der Verhandlungen sprachen Direktor
Dr . Müller -Bruchsal und Profeffor Dr . Baur -Baden über
Elternräte , Schulgemeinde und Selbstverwaltung der Schüler
und ernteten lebhaften Beifall . Nach der Aussprache begrün ,
dete Lehramtspraktikmrt Brmbruster -KarlSruhe eine Anzahl
Forderungen der Lehramtspvaktikanten , die von der Bersamm .
lung angenommen wurden . Die beiden letzten Vorträge , ge.
halten von Profeffor Dr . Dürr -Baden und von Profeffor Dr .Ehrmann -Heidelberg, behandelten eingehend und gründlich die
praktische Ausbildung der höheren Lehrerschaft-Als Vorsitzender des Vereins wurde Direktor Armbruster
wiedergewählt. Als Ort der nächsten Jahresversammlungwurde Baden .Baden bestimmt. Um halb 8 Uhr schlotz der Vor-
sitzende die fast überreichen Verhandlungen der Mitgliederver .
sammlung . Mit grotzer Befriedigung darf der Badische Philo¬logenverein auf seine diesjährige Tagung zurückblicken .

Die Generalstreikbetze in Mannheim .
Am Sonntag vormittag fand im Nibelungcnsaal zu Mann¬

heim eine von ungefähr 2900 Personen besuchte , von einem
»revolutionären Arbeiterrat " einberufene Versammlung statt,in welcher über die Münchner Verhältnisse , über die Räterepu .
blik und über die Bewaffnung der Arbeiterschaft gesprochenwurde, ll . a . wurde auch der Generalstreik befürwortet . Die

Versammlung ist nach den Berichte» Mannheimer Blätter zuMtetzen, ruhig verlausen . > ,

Badische Leitungsstimmen.
Die Schulz tzer Zeitungen . Unter dieser Überschrift wendet

sich der »Oberländer Bote" gegen die bei manchen Politikern
zür Zeit so beliebte Manie , den Zeitungen die Schuld anallem Unangenehmen , ja sogar die Schuld gm Kriegs«uLgang,den Zeitungen zuzuschreiben. Sr nimmt dabei Bezug auf einenArtikel von Dr . Han» Seldat , der sestftellt , datz der grotze Teilder deutschen Presse im Gegensatz zu der von jedem Fach,
mann mit Verachtung angesehene» SensationSpreffe sich durch
ehrliche , ernste Arbeit und gewiffenhaftes Streben , oft unter
schweren Kämpfen Ansrhen und Geltung errungen hat .Das Vertrauen der Leserwelt, so heitzt e» dann Wetter ,blieb den Deutschen Zeitungen auch während des Krieges
erhalten bi» dann der grotze Zusammenbruch kam, völligüberraschend für die Leserschaft , . tzst ja all ihr Wissenvon den Kriegsläufen aus ihrer Zeitung schöpfte . Da
stand man zuerst vor de« großen Rätsel : „Wie war da- nur
möglich ? " Dann aber kam der Rückschlag. Die ganze Wuttzer breiten Masse richtet sich gegen die Zeitungen . Sie wärene» gewesen, die da» deutsche Volk alle die Jahre belogen und
betrogen hätten , die auch noch weiterhin da» Volk am Narren ,
seil herumgeführt hätten, hätte nicht die Revolution dem allemein Ende gesetzt. Wie konnte auch die breite Masse der Leser.Welt wissen , datz die deutsche Preffe selber belogen und betro .
gen worden war ? Datz sie von der Heeresleitung , der Zensur¬stelle und all den anderen Behörden immer und immer wie¬der mißbraucht worden war , um das deutsche Volk in die Irrezu führen ? Datz sie selber oftmals sich mit aller Energiegegen den Zwang gesträubt, datz sie oft genug in den Preffe -
fitzungen im Auswärtigen Amte auf das heftigste die Wahr ,
heil, die reine , nackte Wahrheit , uisi> wäre sie auch noch sotrübe , verlangt hatte ? Für die breite Masse blieb eben die
Preffe die Hauptschuldige, sie mutzte und mutz auch heute nochden Sündentzock für die Sünde » anderer spielen.

"

Sus der Landeshauptstadt .
Der städtisch« Voranschlag für Karlsruhe .

* In einer Vorlage des Stadtrats wird beantragt , der Bür .
gerausschutzwolle seine Zustimmung dazu erteilen :1 . Datz gemäß § 107 Abs. 2 St ^ O. in den Jahren ISIS bismit 1923 beim Umlageausschlag für 1 Pfennig Umlage stattIch Hundcrtteile 2 Hunidertteile der staatlichen Einkommen -
steucrsätze zu erheben find;2. datz die Umlagen vom Einkommen statt nach Hundert ,teilen der Normalsteuersätze nach Hundertteilen derjenigenSteuersätze zu erheben sind, welche nach dem Gesetz vom 4.September 1S18, die Erhebung von Zuschlägen zur Einkorn,
mensteuer betr-, der Erhebung der staatlichen Einkommensteuerzugrunde gelegt werden;

3. daß der Voranschlag für ISIS nach einem besonders ange -
sügten Entwurf festgestellt und darnach folgende Umlagen und
Auflagen erhoben werden : 1. von den umlagepflichtigen Steuer ,werten und Steuersätzen eine Umlage von 45 Pf . von 100 M .Steuerwerk des Liegenschaft »- und Betriebsvermögens , Wch Pf .von ISO M . Steuerwert des Kapitalvermögens , SO Pf . von 1 M.der nach Ziff . II erhöben staatliche» Einkammcnsteüersätze;8. von den auflagepflichtigen BürgergeNutzwerten der Stadt -teile Daxlanden und Rintheim eine Auflage von s ) je 6,03 M .für ein Los von den 343 Losen der 1 . Klaffe der Bürgergenutz -
berechtigten in Daxlanden, d) je 1SM M . für ein Los von den86 Losen der 1. Klaffe der Bürgergenußberechtigten in Rint¬heim ;

4 . datz der Fehlbetrag der Lokalbahnen des Jahres 1918 mit57350 M . und ISIS mit voranschlagSmätzig 204 925 M . zu¬sammen 262 275 M . durch ein zu 4H , Prozent verzinslichesaus Anlehensmitteln zu bestreitendes Darlehen der Stadthaupt .
'

kaffe an die Lokalbahnkaffe in Höhe des tatsächlich sich ergeben¬den Fehlbetrags gedeckt wird.

Handel und Gewerbe bei den Gemeindewahlen .
* In einer von der Bereinigung der Karlsruher Handwer¬ker und Gewerbetreibenden veranstalteten Aussprache überdie bevorstehenden Gemeindewahlen, zu' der sich gestern abendzahlreiche Karlsruher Kaufleute und Gewerbetreibende imEintrachtsaale versammelt hatten , ergab sich Übereinstimmungdarüber , datz die Handwerker. Gewerbetreibenden und Kauf¬leute unter Verzicht auf die Aufstellung einer Sonderliste mitden Parteien zusammengehen, dafür aber verlangen sollteg,datz sie bei der Aufstellung der Kandidatenlisten ihrer Beden-tung entsprechend berücksichtigt werden. Verlangt wurde u . a .die grundsätzliche Regelung des Submiffionswesens , weitererAusbau des Sachverständigensystems, Vergebung der Arbeitenzu angemessenen Preisen . Ausschaltung unter dem Selbstkosten¬preis stehender Angebot«, Vergebung der Arbeiten an Berufs ,gruppen statt an Generalunternehmer . die Aufhebung des Korn-munalverbandes u. die Regelung der wirtschaftlichen Einrich¬tungen der Stadt dahin, datz sie keine Zuschüsse aus dem allge.meinen Stadtsäckel erfordern. Ferner wurde gegen die So -zialisierung des Mittelstandes Stellung genommen.

Ultr brutsche Lrsirntzk«
* Der Bolkshausbund hat Glück mit feinen literarischenAbenden, die dem Publikum die Bekanntschaft mttWerken von literarischem Wert und künstlerischer Eigenart der.Mitteln sollen. Luch die jüngste dieser Veranstaltungen , di« i»dem stimmungsvollen Rahmen der Schloßkirche vor sich ging»hinterließ einen ausgezeichneten Eindruck bei der zahlreichenZuhörerschaft , die sich « »gefunden hatte , um der Vorlesungalter deutscher Legenden durch den Heidelberger Literarhistori¬ker Dr . Richard Benz zu lauschen. Der bekannte Forscher er¬wies sich als guter Vorleser, der seinem Bortrag bei aller stil .gemäßen Schlichtheit fesselnde Eigenart und starke Eindring ,

lichkeit zu verleihen wußte. Roch mehr als diese wirkten dieeinzig schöne Form und der fesselnde Stoff der Legenden : die
ganz episodenartig aneinaiwergereihten Schilderungen auSdem Leben St - FranziSkuS' , die dank ihren genauen Orts¬angaben und ihrer scharslinigen Charakterzeichnung merkwür¬dig lebendig und plastisch vor Augen tretende Geschichte St .Menharts und die breit angelegte, figurenkeiche, schon verein ,
zelte Elemente des RitterromonS mit dem rein Legendärenund Religiösen verquickende Erzählung vom Gregorius auf demStein . Vornehm empfundene Orgelvorträge Meinhard Pop¬pen» verliehen dem dankenswerten Abend di« musikalischeWeihe. _

« Der Karlsruher Exerzierplatz. Die Reichsvermögens.Verwaltung hat den Antrag der Stadt Karlsruhe auf Ver¬
pachtung des großen Exerzierplatzes an die StadtgemeindeKarlsruhe zur landwirtschaftlichen Ausnützung abgelehnt, dader Platz auch in Zukunft für . die Einzelausbildung der
Truppen de» Standortes Karlsruhe benötigt werde. Der
Platz würde sich seiner Beschaffenheit nach nur für die Zweckeder Schafwoide eignen, wozu er bisher auch verpachtet wor-den sei. Der Stadttat will in der Angelegenheit weitere,Schritte unternehmen .

Staatsanzelger.
Das Ministerium des Innern hat unterm 26 . April d. I .den Verwaltungsaktuar Friedrich Bechler beim Bezirksamt LSr.

rach zum Bezirksamt Boxberg versetzt .
Das Ministerium des Innern hat unterm 26. April d . I .den Berwaltungssekretär Friedrich Mühle beim B^ irksamt

Boxberg zum B^ irksamt Lörrach versetzt.
Das Ministerium der Finanzen hat unterm 22 . März d. I .Len Kanzleidiener Eduard Mnchenberger bei der Landeshaupt ,

kaff« auf Ansuchen auf 1 . Juli d. I . in den Ruhestand versetzt .

Bekanntmachung.
Mit der Verwaltung des deutsch-österreichischen Konsulates in

Karlsruhe ist vom 1 . Mai d. I . ab Konsulatskanzleirat FriedrichEngel bettaut worden.
Karlsruhe , den 28. April 1919.

Badisches Ministerium deS Auswärtigen.
(gez .) Dietrich . vr . Lederle.

Die XIV . KriegSlotttrir des Württem der gischen Landesvereins
vom Roten Kreuz bett.

Dem Württembergischen Landesverein vom Roten KreuzWurde die Erlaubnis zum Vertrieb von 8000 Losen zu 2 Marlder von ihm veranstalteten XIV . Kriegslotterie zu Gunstender Vercinszwecke im badischen Staatsgebiet unter den nach¬stehenden Bedingungen erteilt .
Die zum Vertrieb in Baden bestimmten Lose müssen zuvormit dem Stempel des Badischen Ministeriums deS Innern

versehen werden .
Die Lose dürfen in Baden durch Ankündigung in badische «

Zeitungen und in anderer Weise nur unter Angabe badischesiBezugsquellen angeboten werden.
Karlsruhe , den 24. April 1919.

Ministerium des Inner ».
Der Ministerialdirektor : ,

Pfisterer . vr . Schühly.

Die Festsetzung der Ortslöhne betr.
Auf Grund der §§ 14S bis 151 - der Reichsversicherungsord-

nung wird in teilweiser Abänderung der Bekanntmachung von,16 . November 1918 der Ortslohn ( der ortsübliche Tagesentgeltgewöhnlicher Tagarbeiter ) mit Wirkung vom Montag, den 30.Juni ISIS für den Bereich der Stärtgemeinde Mannheimund die zum Amtsbezirk Mannheim gehörige Gemeinde Decken»
heim bis auf weiteres wie folgt festgesetzt:

über 21 Jahre
von 16 bis 21 Jahren
von 14 bis 16 Jahren
unter 14 Jahren

Mannheim , 26. April ISIS.

für Männer für Frauen
8,— 5,50 ^
5.50 ^ 4 .- ^
3.50 2 .50
2 — 2,—

Oberversicherungsamt.
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^ Hoflieferanten U . ölairrer , KaiserstraLe .
> 2intrittskAk-ien ru lilk . b . —, 4 .—, 3.—, 3.— nnä 1.50 in«er Uofmusilcalien - L ' », IH — — —H, Lalserslr . 159 ,

flLnäluQH ^ Linx. Imitier -
straöe — leleplron 638.

zs
!!!!!!!!>!!

Kultur im Volkshaus
Vier einführende Vorträge.

Samstag , de« S. Mal - abends 8 Uhr,- - - tm große « Ratha « Ssaal : —- -

> Volk UNlk XuIlUI », Borttag von
vr . Richard Benz .

2 - Süss » «,« «! Kunst , Bortrag von vr .Kurt Eberlein .2» »»«Itnnavttsuung u««> Ns»u«ds-
»«« vktung , Vortrag von vr . Ernst
Michel .

4 » Religion un «t Kuituv , Vortrag vonvr . Ernst Michel .

Karten zu 1 Mk . (Mitgl . 50 Pfg ) im Vorver¬
kauf in der Musikalienhandlung Fritz Müllerund an der Abendkasse . G 415

Alle Dienststellen
der Landwehr -Inspektion und
des Befirkskommandos Uarlsruhe , einschl.
Versorgungs -Abteilung und
Hanpt -Alelde-Amt sind

vom 1. Mai bis 5. Mai 1S19
H geschloffen! -

vom 6. Mai ab befindet sich die Land¬
wehr - Inspektion und das ganje Befirks-
konnnando mit Versorgungs -Abteilung u.
Laupt -rNelde-Amt

in der Kaserne des FeldnrtiNerie -
Regiments Nr . SV, Mottkestratze ,

Endstation der Linie 8 der Straßenbahn .
Meldestunden : 9 Uhr vormittags bis 2 Uhr nachm -

BeziMommmN wlsnihe.

Volks-
an der Tech« . Hochschule
Haebler: keginn 7 . Nai .

Wir suchen einen mit
allen Zweigen der Gemein¬
deverwaltung, RechnungS-und Grundbuchwesen, so¬
wie mit der Lebensmittel¬
versorgung durchaus ver¬
trauten G .40132

WM «
zum alsbaldigen Eintritt .
Bewerbungen sind unter
Vorlage von Zeugnissen,
kurzem Lebenslauf und
Angabe der Gehaltsan¬
sprüche baldigst anher ein¬
zureichen.

Kollnau (Amt Waldkirch ),23 April ISIS.
Der Gemeinderat :

Nopper -



SIsstsNnzelger.
Beka « «tm «ch» « O.

Nr . k . k<- 130/4- IS » . « . « -
Auf Grund der Verordnung des Bundes rat » über

die wirtschaftliche Demobilmachung vom 7- November
1918 (Reichs -Gesetzbl - S . 1292 ) und auf Grund de»
Erlasse» des Rate» der BolkSbeaustragten über die Er¬
richtung des Reichsamts für die wirtschaftliche Demo¬
bilmachung vom 12 . November 1918 (RelchS-Gesetzbl-
S . 1304 ) wird folgendes angeordnet :

Artikel 1.
In der Übersichtstafel zu der Bekauntmachuag Nr.

Cd . l . l 3 16 K . R - A.. betreffend Bestandserhebnng und
Beschlagnahme von Chemikalien und ihre Behandlung
vom 1 März 1916 fällt die Klaffe 6 fort -

Slrükel H.
Diese Bekanntmachung tritt am 8. April ISIS in Kraft .
Berlin , den 8- April ISIS - LS20
Reichsministerin« für wirtschaftliche Demvdilmachung

Im Aufträge : Wolffhügrl -_
verordn»«- .

(Vom 29 . März ISIS .)
Anbau- und Ernteflächenerhebung i« Jahre ISIS

betreffend.
Zum Vollzug der Verordnung des Reichsernährungs .

Ministers obigen Betreffs vom 2. März ISIS (Reichs.
Gesetzt»! . S . 26S ff.) wird im Benehmen mit dem Mini¬
sterium der Finanzen verordnet , was folgt :

8 1.
Die Anbau - und Ernteflächenerhebung erfolgt in

Baden mit Genehmigung des Reichsernährungsmini ,
sters durch Aufstellung von Ortslisten nach der Ge
mein- e des landwirtschaftlichen Betriebssitzes .

8 2.
Die Leitung der Aufnahme sowie die Bearbeitung

und Zusammenstellung der Ergebnisse wird dem Statt ,
stischen Landesamt Wertragen .

Diese Behörde hat die Erhebungslisten , deren In -
halt für den Umfang und die Art der Ausführung
der Erhebung maßgebend ist , herzustellen und zu ver-
senden.

8 3-
Der Erhebung hat bis zum 5. Mai ISIS eine Fest¬

stellung der in jedem Gemeindebezirk vorhandenen
landwirtschaftlich genutzten Flächen an Äckern , Wiesen.
Weiden und Weinbergen und getrennt nach diesen Kul.
turarten vorherzugehen.

Diese Feststellung erfolgt durch den Ratschreiber
( Grundbuchhilfsbeamten ) Wer einen Kanzleibeamten
des Grundbuchamts in der Weise, daß er die im Jahre
1918 nach 8 3 der Verordnung vom 6. April 1918, An.
bau . und Ernteflächenerhebung im Jahre 1918 betreff
send ( Gesetzes - und Verordnungsblatt Seite 98 ) , auf .
gestellte Liste an Hand des BeränderungsverzeichnjffeS,
erforderlichenfalls unter Zuhilfenahme des Grund¬
oder Lagerbuches (Güterverzeichnisses) nach dem jet.
zigen Stand ergänzt oder wenn nötig neu aufstellt .
Erforderlichenfalls können hierzu auch die Steuerzettel
herangezogen werden.

Bei landwirtschaftlich genutzten Grundstücken, welche
einem Ausmärker gehören, ist dem Bürgermeisteramte
des landwirtschaftlichen Betriebssitzes Wer , falls der
Eigentümer das Grundstück nicht bewirtschaftet, des
Wohnorts des Eigentümers hierüber unter Angabe
des Vor- und Zunamens de» Eigentümers sowie der
Größe und Kulturart des Wer der betreffenden Grunde
stücke nach dem im Vorjahre vorgeschriebenen Muster
eine kurze Mitteilung zu übersenden .

8 4.
Der Vorerhebung der in Betracht kommenden

Grundstücke durch den Ratschreiber oder Kanzleibeam -
ten (8 3) folgt die tatsächliche Feststellung der feldmätzi.
gen Anbau - und Ernteflächen nach Maßgabe dek
8 1 der Verordnung des Reichsernährungsministers .
, Sie ist in der Leit vom 6. Mai bis 15. Juni ISIS
borzunehmen .

Ihre Ausführung liegt den Gemeindebehörden ob,
die zu diesem Zweck die im Gemarkungsbereiche an -
sässigen Eigentümer und Bewirtschafter (Betriebsinha .
ber . Pächter , sonstige Nutzungsberechtigte) landwirt .
schaftlich^genuhter Grundstücke oder ihre Stellvertreter
vorzuladen und über den Umfang der angebauten
Fruchtarten und Gewächse zu befragen haben . Auf
Grund der durch den Ratschreiber oder den Kanzlei -
Leamten bewirkten Äorerhebung (8 3) , der gepflogenen
mündlichen Verhandlungen sowie der von anderen Ge
meinden eingetroffenen Benachrichtigungen ( 8 3 Abs . 3
und Abs . 5 dieses Paragraphen ) werden die von ein
und demselben Betriebsinhaber bewirtschafteten Flä -
chen ermittelt und in die Ortsliste eingetragen .

Zu diesen Aufnahmen sind in jeder Gemeinde min¬
destens zwei vom Gemeinde- (Stadt - )rat ernannte Sach¬
verständige oder Vertrauensleute sowie , die erforder¬
lichen schreib , und rechengewandten Hilfskräfte zuzu
ziehen.

Bei Grundstücken, die Eigentum eines Gemarkung »,
insassen sind , jedoch von einem in einer anderen Ge-
markung wohnenden Detriebsinhalber gepachtet find
Wer sonst genutzt werden , hat die Gemeindebehörde
dem Bürgermeisteramte des landwirtschaftlichen Be-
triebssitzes des Pächters oder sonstigen Nutzungsberech.
tigten eine kurze Mitteilung Wer das BefitzverhältniS
zu übersenden , damit jenes die Nachricht bei Aufstel¬
lung seiner Ortsliste berücksichtigen kann.

8 5.
Die Verfahren nach 88 3 und 4 dieser Verordnung

können nach Ermessen der Gemeindebehörden mitein .
ander verbunden werden.

8 6.
Die Gemeindebehörden haben die Richtigkeit der

Klächenangaben (8 4) zu überwachen und nachzuprüfen .
Sie haben die ausgefüllten Ortslisten aufzurechnen

(zu summieren ) , zusammenzustellen , abzuschließen Un¬
mut der Beurkundung der Vollständigkeit zu versehen.

Die Ortsliste ist nur in einer Fertigung (Urschrift)
aufzustellen und spätestens zum 20 . Juni ISIS dem
Bezirksamt vorzulegen.

8 7.
Die Bezirksämter haben die Gesamtergebnisse der

einzelnen Ortslisten jn eine Bezirksübersicht (Muster
8 der Verordnung des ReichSernährungsministerS ) zu-
sam menzustellen und diese samt den Ortslisten sämt-
licher Bezirksgemeinden spätestens zum 26. Juni ISIS
stem Statistischen Landesamt einzureichen.

8 «
Zuständige Behörde im Sinne de» 8 7 Absatz 2 - er

Verordnung des Reichsernährungs minister» ist da»
Bürgermeisteramt .

Karlsruhe , den 3V. März ISIS.
Ministerin «

für ErnitzrnngSwesr ». per
Trunk . Rarum .

(Rr . 6746 ) Verordnung über eine Anbau- und
Ernteflächeuerhebung i» Jnhre ISIS.

(Vom 2. März ISIS).
Auf Grund der Verordnung über Kriegs maß.

nahmen zur Sicherung der BolkSernährun « vom
28 - Mai 1916 lRerchSgefetzblatt Seile 4ul ) . .
18- August 1917 (Reichsgesetzblatt Sette 823)
verordnet :

8 1-
In der Zeit vom 5. Mai bis 31. Rai ISIS werden

festgestellt :
Die Anhau . und Ernteflächea beim seldmätzigen An-

bau von
1 . Weizen

a ) Winterfrucht ,
b) Sommerfrucht ,

2. Spelz —Dinkel, Fesen—, Emer und Einkor»
(Winter , und Sommerfrucht ),

8. Roggen,
a ) Winterfrucht ,
ft) Sommer fruchft

4. Gerste
a ) Winterfrucht ,
b) Sommerfrucht ,

5. Gemenge aus den Getreidearten 1 bi» 4,
6. Hafer ,
7. Gemenge aus Getreide aller Art mit Hafer ,
8. sonstigen Getreidearten (Buchweizen, Hirse).
S. Hülsenfrüchten

I . zur Körnergewinnung
a ) Erbsen und Peluschken,
d) Speisebohnen (Stangen .- Buschbohne«),
c) Linsen und Wicken,
ck) Ackerbohnen , (Sau -, Pferdebohnen ).
e) Lupinen ,
k) Gemenge aus Hülsenfrüchten aller Art»
g) Gemenge aus Hülsenfrüchten aller Art

und Getreide ;
II . zur Grünfuttergewinnung (Hülsenfrüchte aller

Art, rein Wer im Gemenge untereinander
oder mit Getreide), auch Lupinen zum Unter ,
pflügen.

10. Ölfrüchten
a) Raps und Rübsen,
i>) Senf ,
c) alle übrigen Ölfrüchte (Mohn» Leindotter , San .

nenblumen und andere ) ,
11. Gespinstpflanzen ^

a ) Flachs, Lein,
ft) alle übrigen Gespinstpflanzen (Hanf , Reffe! un-

andere) .
12. Kartoffeln ,

a ) Frühkartoffel «,
ft) Spätkartoffeln ,

13. Rüben und Wurzelfrüchten (nicht zur Samenge .
winnung )
a ) Zuckerrüben,
b) Runkel. (Futter .) Rüben ,
c) Kohlrüben (Steckrüben, BWenkohlrWi, Wruken.

Dotschen),
ck) Mohrrüben , Möhren , Karotten»

14. Gemüsen
a) Weißkohl,
ft) alle sonstigen Kohlarten»
o) Zwiebeln,
ck) alle sonstigen Gemüsearten (Spargel , Topinam .

Kurs, Schwarzwurzeln , Mairüben , rote Rüben ,
Sellerie , Gurken und andere , einschließlich Hill-
senfrüchte als Frischgemüse),

15. Futterpflanzen zur Grünfutter . und . Heugewin.
nung
a ) Klee aller Art, auch mit Beimischung von Grä .

fern ,
ft) Luzerne ,
c) alle sonstigen Futterpflanzen (Serradella al »

Hauptfrucht, Esparsette , Mai » und andere ) ,
auch in Mischung.

16. sonstigen Gewächsen aller Art (H-mdelSgewächse ,
Grassämereien , Rüben zur Samengewinnung ,
Körnermais , Hopfen, Korbweiden, Tabak, Zichorien
und - andere)

sowie "sie BewäfferungS. und anderen Miesen» die ge¬
samten bestellten und nichtbestellten Ackerflächen und
die Weideflächen.

8 2.
Die Erhebung erfolgt gemeindeweise durch Befra .

gung der Grundeigentümer und Bewirtschafter (Be-
triebsinhaber ) . Ihre Ausführung obliegt den Ge¬
meindebehörden in Verbindung mit den zu diesem
Zwecke ernannten Sachverständigen Wer Vertrauens ,
leuten ; zu ihrer Unterstützung sind schreib , und rechen,
gewandte Personen zuzuziehen.

8 3.
Die Erhebung erfolgt durch Ortslisten nach dem

Muster 1, dessen Inhalt für den Umfang und die Art
der Ausführung der Erhebung maßgebend ist.

Die Erhebung ist so vorzubereiten , - aß bi» zum
1. Mai ISIS an der Hand der Grundstückskataster Wer
entsprechender oder ähnlicher Unterlagen (Grund ,
steuermutterrollen , Grundsteuerbücher , Einkommen».
Nachweisungen , Desitzstanüsverzeichniffe, Gütergeschoss «.
Flurbücher und dergls) die Namen der Eigentümer und
Bewirtschafter und die Flächengröße der im Gemeinde,
flurbezirke belegenen Grundstücke ermittelt und in die
Ortsliste eingetragen find.

8 s,
Me Anbauflächen find zur Ortsliste der Gemeinde

anzugeben , in deren Flurbezirke sie belegen find. Die
Gemeindebehörden haben die Richtigkeit der Flächen,
angaben zu überwachen und insbesondere naö^ uprü .
fen, ob die Gesamtheit der durch die Ortsliste fest,
gestellten Anbau - und sonstigen Flächen mit den nach
8 4 ermittelten Flächen übereinstimmt.

8 ».
Der Reichsernährungsminister kann Ausnahmen

von den Vorschriften der 88 4 und 6 Anlassen .

8 7.
Die Grundeigentümer , die Bewirtschafter und ihre

Stellvertreter sind verpflichtet, den mit der Erhebung
Beauftragten über die Eigentums - , Pacht, u . sonstiger
NutzungSverhältniffe sowie Wer die Verwendung und
den Anbau der Grundstücke Auskunft zu erteilen .

Die zuständige Behörde Wer die von ihr beauftrag ,
ten Personen find befugt , zur Ermittlung richtiger An.
gaben Wer die Anbau , und Ernteflächen die Grund¬
stücke der zur Angabe Verpflichteten zu betreten, Mes.
sungen vorzunehmen sowie die Geschäftsbücher der Be.
Wirtschafter einzusehen, auch hinsichtlich der Größe der
landwirtschaftlichen Güter oder einzelner Grundstücke
Auskunft von Behörden einzuholen .

8 S.
Di« Herstellung und Versendung der Drucksachen

erfolgt durch die obersten Landesbehörden .
8 «.

Die obersten Landesbehörden erlassen die Bestim¬
mungen zur Ausführung dieser Verordnung . Sie kön.
nen bestimmen, daß neben Wer an Stelle von Orts -
listen Fragebogen zu verwenden sind ; sie können die
Erhebung auch auf andere Früchte erstrecken und
sonstige Änderungen der Fassung der Ortsliste vor-
nehmen , insbesondere ein anderes Flächenmaß vor¬
schreiben . Die obersten Landesbehörden Wer die von
ihnen bestimmten Stellen können die Verlängerung
der Frist des 8 1 zulaffen.

Die AuSführur ^ sbestimmungen find dem Reichs-
ernährungsministerium und dem Äatistischen Reich»,
amt bis zum 1. Mai ISIS einzusenden.

8 10.
Die obersten Landesbehörden haben eine nach Be¬

zirken der unteren Verwaltungsbehörden gegliederte
Zusammenstellung der Ergebnisse der Erhebung nach
dem Muster 2 dem Reichsernährungsministerium und
dem Statistischen Reichsamt bi» zum 8. Juli ISIS ein¬
zusenden.

8 11.
Die Kommunalverbände find verpflichtet, die Ergeb-

nisse der Erhebung über die Ernteflächen beim feldmL.
ßigen Anbau von Frühkartoffeln der ReichSkartoffel-
stelle unmittelbar bi» zum 15. Juni ISIS mitzuteuen .
Die Reichs kartoffelstelle erläßt die näheren Bestimmun ,
gen.

8 12.
Wer vorsätzlich die Angaben , zu denen er nach die-

ser Verordnung oder den zu ihrer Ausführung erlasse-
nen Bestimmungen verpflichtet ist, nicht oder wissent¬
lich unrichtig Wer unvollständig macht oder wer der
Vorschrift im 8 7 Abs . 2 zuwider das Betreten der
Grundstückeoder die Einsicht in die Geschäftsbücher ver¬
weigert , wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten
und mit Geldstrafe bis zu zehntausend Mark Wer mit
einer dieser Strafen bestraft .

Wer fahrlässig die im Abs . 1 genannten Angaben
nicht Wer unrichtig Wer unvollständig macht, wird mit
Geldstrafe bis zu dreitausend Muck bestrafft

8 13.
Die durch Bundesratsbeschluß vom 1. Mai 1911 an -

geordnete Anbauerhebung unterbleibt im laufenden
Jahre .

8 14.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Berkün-

düng in Kraft .
Berlin , den 2. März ISIS.

Der Reichsernährungsminister .
Schmidt .

Amtliche Bekanntmachung .
" Pferderänd« betr.

Unter dem Pferdebestand des Karl Friedrich Meinzer
in Knielingen ist die Räude auSgebrochen-

Karlsruhe, , den 25 . April ISIS - L -S16
Bezirksamt . O -Z- 15 l .

Bekanntmachung
M MW der WM > MMei

MMoltme betr.
Die Ziehung der 8 . Klaffe der 13 . Preußisch-

Süddeutschen tzj39. Preußischen) Klassenlotterie wird
nach planmäßiger Bestimmung vom 7. Mai di »
» . J « « i ISIS stattfinden . G413 .2 .1

Die planmäßige Erneuerung der Lose der 5. Klasse
hat bis spätestens Do » « erStag , de« 1 . Mai d. Js .,
abends 6 Uhr, bei den zuständigen badischen Lotterie¬
einnehmern zu erfolgen, die auch Kauflose abgebeu-

Karlsruhe , den 25 . April 1919 .
Landeshauptkaffe

als Landesbehörde für die staatliche Klaffenlotterie .

Um 1. » si bleiben nnM

keiciisbankstelle

Empfehle mich zum Ankauf von
Ottsiivnsunisoi 'mvn , Wssvks ,
Lvkinuolessokvn sllvi »

? 986 » sw. Gefl . Angebote erbittet

Weintraubs An- «. Verkaufsgeschäst
Kro»««stratze SS Telephon 3747 .

M PWertM
in Kolonialwaren n . Haus¬
haltungsgeschäften gut rin .
geführt , für Karlsruhe
und Umgcbnng . von
leistungsfähiger Bürsten »
fabrik Mannheims gesucht .
Bewerber wollen sich unter
Angabe ihrer Provisions -
anspruche melden unter
G - 408 an die Expedition
der Karlsruher Zeitung .

MWl . WliMgS
». Streitige SeriMlntrit.

Öffentliche Zustkllwig.
L 938.2-1 . Karlsruhe. Die

Ehefrau des Händler »
Ludwig Beck, Antonic Maria
geb . Resser, wohnhaft zu
Nürnberg , Prozetzbevoll»
mächtigte: Dres . Netter ät
Meier in Pforzheim , klagt
gegen ihren Ehrmau«, zu.
letzt wohnhaft in Pforzheim ,
zur Zeit unbekannt wo, auf
Grund der 88 1566, 1568
B - G B - mit dem Anträge
auf kostenfällige Scheidung
der am 22 Mai 1915 in
Stuttgart geschloffenen Ehe
der Streitteile aus Ver¬
schulden des Beklagten. Die
Klägerin ladet den Beklag,
ten zur mündlichen Bei -
Handlung des Rechtsstreit»
vor die II - Zivilkammer de»
Landaerichts zu Karlsruhe
auf Samstag , de» 5 Infi
ISIS , vormittags 10*/. Uhr ,
mit der Aufforderung , sich
durch einen bei diesem Ge¬
richte zugelassenen Rechts,
anwalt als Prozeßbevoll.
»nächtigten vertreten zu
lassen .
Karlsruhe , 25 - April 191S .

Gerichtsschreiber de»
Landgerichts._

L-939 .2 1- Karlsruhe. Der
Kaufmann Erwin Julia »
Richard Nagel in Karlsruhe ,
Veilchenstratze 37» Prozeß-
bevollmächtigte: Rechtsan¬
wälte W - Frey L vr . Salzer
in Karlsruhe , klagt gegen
seine Ehefrau Florenz« La-
vinia geb . Waitt in London
8.1V . lg Radnor Terra «
South Sambeth , auf Grund
des § 1568 B . G - B . auf
Scheidung der am 11 . De.
zember 1899 zu London
geschlossenen Ehe derStreit .
teile aus Verschulden der
Beklagten. Der Kläger la¬
det die Beklagte zur münd»
lichen Verhandlung des
Rechtsstreits vor diel . Zivil¬
kammer des Landgericht»
zu Karlsruhe auf Dienstag,
den 8. Juli ISIS , vormittag»
S Uhr , mit der Aufforderung,
sich durch einen bei die-
sem Gerichte zugelassenen
Rechtsanwalt als ^Prozeß »
bevollmächtigten vertreten
zu lassen .
Karlsruhe , 24 . April ISIS -

Der Gerichtsschreiber
des Landgerichts ._

L 940 . Bade ». Der auf
Ablebendes Rentners Ernst
Beuttenmüller von hier am
12. März 1912 erteilte Erb.
schein wird für kraftlos
erklärt.
Baden, 28. April 1919 -
Notariat I , als Nachlaßgericht.

MMW
MNlltWchUWIl.

Hochbauarbeiten für den
Bau eines Holzschuppensin
der neuenBetriebswerkstätte
in Schwetzingen nach Fi .
nanzministerial Verordnung
vom 3 - Jan . 07, öffentlich
zu vergeben : Erd -, Beton ,
u. Entwäfserungsarbeiten :
296 cbm Erdaushub , 40cbm
Stampfbetonfundamente ,

180 lfdm . Steinzeugröhren .
Zimmerarbeiten : 51 cdm
Tannenholz , 838 qm Dach¬
schalung, 28 m Dreikant .
leisten , 28 m Ortgangbretter .
Zeichnungen, Bedingungen
und Arbeitsbeschriebe an
Werktagen auf unserem
Baubureau Ludwigstratze
Nr - 2 in Schwetzingen zur
Einsicht; dort auch Abgabe
der Angebotsvordrucke. An¬
gebot? verschlossen , postfrei
und mit der Aufschrift » An.
gebot auf . . . . arbeiten
für den Holzschuppen der
Betriebswerkstätte inSchwe»
tzingen bis längstens Sams¬
tag, den 10. Mai, nachmittag»
S Uhr, an das Baubureau
Ludwigstraße Nr . 2 in
Schwetzingen einzureichen;
dort Eröffnung der Ange¬
bote. Zuschlagtzfrist drei
Wochen . L-S36L.1
Mannheim . 24- April 191S.
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